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Hansestadt Stendal 

Hinweis über die Öffentliche Bekanntmachung

Die folgenden Bekanntmachungen der Tagesordnungen der Ausschüsse werden auf der Inter-
netseite der Hansestadt Stendal bereitgestellt: 

•	Ausschuss für Jugend, Frauen, Familie und Soziales 06.11.2023 um 17:00 Uhr
•	Kultur-, Schul-, und Sportausschuss am 07.11.2023 um 17:00 Uhr
•	Ausschuss für Stadtentwicklung am 08.11.2023 um 17:30 Uhr
•	Finanzausschuss am 07.11.2023 um 18:00 Uhr
•	Wirtschaftsförderungs-, und Liegenschaftsausschuss am 09.11.2023 um 17:00 Uhr
•	Haupt- und Personalausschuss am 15.11.2023 um 17:00 Uhr

Die Adresse zur digitalen Einsicht der Bekanntmachung lautet:

www.stendal.de/de/sitzungen.html
 
Hansestadt Stendal, den 01. November 2023
 

Bastian Sieler
Oberbürgermeister		

Hansestadt Stendal 

Hinweis über die Öffentliche Bekanntmachung Nachrücken 
der nächst festgestellten Bewerber des Stadtrates der 
Hansestadt Stendal für die Wahlperiode 2019 – 2024, 

nach Mandatsniederlegung zweier Stadträte

Die Bekanntmachung über das Nachrücken der nächst festgestellten Bewerber des Stadtrates 
der Hansestadt Stendal für die Wahlperiode 2019 – 2024, nach Mandatsniederlegung zweier 
Stadträte wurde auf der Internetseite der Hansestadt Stendal unter folgender Adresse bereit-
gestellt:
www.stendal.de/de/bekanntmachungen.html
Die o. g. Bekanntmachung über das Nachrücken des nächst festgestellten Bewerbers des 
Stadtrates kann zudem jederzeit im Stadthaus 1, Markt 14/15, 39576 Hansestadt Stendal wäh-
rend der Öffnungszeiten eingesehen bzw. auf Nachfrage kostenpflichtig kopiert werden.

Hansestadt Stendal, den 01.11.2023
 

Bastian Sieler
Oberbürgermeister		

Hansestadt Stendal 
Abt. Planung und Stadtentwicklung

Bekanntmachung
Ergänzungssatzung Nr. 9/20 „Börgitz-Hillerslebener Straße“

1) Änderung des Geltungsbereichs
2) Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 34 Abs. 6 i.V.m. § 13 BauGB  

Zu 1)

Der Stadtrat der Hansestadt Stendal hat am 25.09.2023 die Änderung des Geltungsbereichs 
der sich im Aufstellungsverfahren befindenden Ergänzungssatzung Nr. 9/20 „Börgitz-Hillers-
lebener Straße“ gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 3 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen.

Anlage: Neuer Geltungsbereich ohne Hofanlage

Zu 2)

Der Stadtrat der Hansestadt Stendal hat am 25.09.2023 dem vorliegenden Entwurf der Er-
gänzungssatzung Nr. 9/20 „Börgitz-Hillerslebener Straße“ nebst Entwurf der Begründung 
zugestimmt und die öffentliche Auslegung gemäß § 34 Abs. 6 in Verbindung mit § 3 Abs. 2 
und § 13 BauGB beschlossen.

Der Oberbürgermeister wurde beauftragt, die öffentliche Auslegung des Entwurfs der Ergän-
zungssatzung Nr. 9/20 „Börgitz-Hillerslebener Straße“ gemäß § 34 Abs. 6 i. V. m § 3 Abs. 2 
BauGB durchzuführen.

Die 1. Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 34 Abs. 6 i. V. m. § 3 Abs. 2 BauGB wurde vom 
13.11.2020 bis einschließlich 14.12.2020 durchgeführt. Die 1. Behördenbeteiligung gemäß 
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§ 34 Abs. 6 i. V. m. § 4 Abs. 2 BauGB fand vom 16.11.2020 bis einschließlich 18.12.2020 
statt.

Die eingegangenen Hinweise der 1. Beteiligung führten zu folgenden Änderungen der Pla-
nung:

1)
Angepasst an die Geschossigkeit des Gebäudebestands der Ortslage Börgitz in der Hillersle-
bener Straße, wird anstelle der bisher zweigeschossigen Bebauung eine eingeschossige Be-
bauung festgesetzt.

2)
Die geforderte, bisher nicht vorliegende „Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung mit arten-
schutzrechtlicher Betrachtung“ nach Naturschutzgesetz wurde mittlerweile fertiggestellt.

Der Entwurf der Ergänzungssatzung nebst Entwurf der Begründung und der Eingriffs- und 
Ausgleichsbilanzierung soll gemäß § 34 Abs. 6 in Verbindung mit § 3 Abs. 2 und § 13 BauGB 
zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegt werden. Zeitgleich wird die Beteiligung der Be-
hörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß § 34 Abs. 6 i. V. m. § 4 Abs. 2 BauGB 
durchgeführt.

Nach den Bestimmungen des § 3 Abs. 2 BauGB ist der betreffenden Öffentlichkeit die Gele-
genheit zur Stellungnahme zu geben. Der Entwurf der Ergänzungssatzung und der Begrün-
dung sowie die Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung mit artenschutzrechtlicher Betrachtung 
wird auf der Internetseite (https://www.stendal.de/de/beteiligungen.html) der Hansestadt 
Stendal zur Ansicht und zum Ausdruck in der Zeit:

vom 02. November 2023 bis einschließlich 04. Dezember 2023

digital bereitgestellt. Zugang besteht des Weiteren über das zentrale Internetportal Sach-
sen-Anhalts:
(https://www.geodatenportal.sachsen-anhalt.de/mapapps/resources/apps/Bauleitplanung/in-
dex.html?lang=de)

Zusätzlich zur digitalen Auslegung erfolgt parallel, als zusätzliches Angebot, ein Aushang 
im Foyer des Verwaltungsgebäudes Moltkestraße 34–36, in 39576 Hansestadt Stendal und 
im Foyer des Stadthauses 1, Markt 14/15 in 39576 Hansestadt Stendal in der Zeit vom 
01.11.2023 bis einschließlich 04.12.2023 während nachstehender Öffnungszeiten:

Dienstag		 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr
Donnerstag		 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr.

Außerhalb der Sprechzeiten für den Publikumsverkehr können individuelle Termine telefo-
nisch unter 03931 65-1543 / 1544 / 1545 oder planungsamt@stendal.de vereinbart werden.

Stellungnahmen können während der vorgenannten Auslegungsfrist mündlich zu oben ge-
nannten Öffnungszeiten oder schriftlich unter Nutzung folgender Anschriften eingereicht 
werden:

per Post:	 Abteilung 3.1 Planung & Stadtentwicklung
		  Moltkestraße 34-36
		  39576 Hansestadt Stendal

per E-Mail:	 planungsamt@stendal.de

Für die Rechtzeitigkeit ist nicht die Absendung, sondern der Eingang bei der Hansestadt 
Stendal entscheidend. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Be-
schlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben. Ein Antrag nach § 47 VwGO 
ist unzulässig, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die im Rahmen der 
Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht wer-
den können.

Datenschutz:
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1 Buch-
stabe e (DSGVO) i. V. m § 3 BauGB und dem DSG LSA. Weitere Informationen entnehmen 
Sie bitte dem Formblatt „Datenschutzinformation“, das ebenfalls öffentlich bzw. im Internet 
ausliegt.

Hansestadt Stendal, den 25. Oktober 2023

Bastian Sieler
Oberbürgermeister		

Hansestadt Havelberg

Satzung über die Festsetzung der Hebesätze für die 
Grund- und Gewerbesteuer in der Hansestadt Havelberg 

Aufgrund des§ 25 Grundsteuergesetz vom 7. August 1973 (BGBl. 1 S. 965), das zuletzt durch 
Artikel 21 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBl. 1 S. 2294) geändert worden ist, und 
dem§ 16 Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 
(BGBl. 1 S. 4167), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBl. 
1 S. 2294) geändert worden ist, und der §§ 8 und 45 Kommunalverfassungsgesetz des Land 
Sachsen-Anhalt vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S.288), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 21. April 2023 (GVBl. LSA S. 209), hat der Stadtrat der Hansestadt Havelberg 
am 05.10.2023 die nachstehende Satzung beschlossen: 

§ 1
Hebesätze

Die Hebesätze für die Grundsteuer und für die Gewerbesteuer ab dem Haushaltsjahr 2024 
werden wie folgt festgesetzt:

1.	 Grundsteuer�
	 a.) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)� 390 V. H. 
	 b.) für die Grundstücke (Grundsteuer B)� 450 V. H.
2.	 für die Gewerbesteuer� 390 V. H.

§2
Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. Damit tritt die Satzung vom 30.06.2016 außer 
Kraft.

Hansestadt Havelberg, 05.10.2023

Bölt
Bürgermeister			 

Hansestadt Havelberg

Hundesteuersatzung der Hansestadt Havelberg 

Auf der Grundlage der §§ 5, 8 und 99 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes 
Sachsen-Anhalt KVK LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 21. April 2023 (GVBl. LSA S. 209), sowie der §§ 1, 2 und 3 
des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG-LSA), in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405 ), mehrfach geändert, 
§ 6a aufgehoben sowie § 18a neu eingefügt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. De-
zember 2020 (GVBl. LSA S. 712) hat der Stadtrat der Hansestadt Havelberg in seiner 
Sitzung am 05.10.2023 folgende Satzung beschlossen:

§ 1 Steuergegenstand

(1)	 Die Hansestadt Havelberg erhebt die Hundesteuer nach dieser Satzung.
(2)	 Gegenstand der Steuer ist das Halten von mehr als drei Monate alten Hunden durch na
türliche Personen im Gemeindegebiet.

§ 2 Steuerschuldner

(1)	 Steuerschuldner ist der Halter eines Hundes.
(2)	 Hundehalter ist, wer einen oder mehrere Hunde zu persönlichen Zwecken im eigenen 
Interesse oder im Interesse seiner Haushaltsangehörigen im eigenen Haushalt oder Wirt
schaftsbetrieb aufgenommen hat.
(3)	 Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund länger als zwei Monate im Jahr gepflegt, 
untergebracht oder auf Probe oder zum Anlernen gehalten hat, es sei denn er kann nachwei
sen, dass der Hund bereits in einer anderen Gemeinde in der Bundesrepublik Deutschland 
versteuert wird oder von der Steuer befreit ist.
(4)	 Alle in einem Haushalt aufgenommenen Hunde gelten als von ihren Haltern gemeinsam 
gehalten.

§ 3 Entstehung der Steuerpflicht

(1)	 Die Steuerpflicht entsteht mit dem 1. des Monats, in dem ein Hund in einen Haushalt 
aufgenommen oder mit dem 1. des Monats, der dem Monat folgt, in dem der Hund drei Mo-
nate alt geworden ist. In den Fällen des § 2 Abs. 3 beginnt die Steuerpflicht mit dem 1. des 
Monats, der dem Monat folgt, in dem der Zeitraum von zwei Monaten überschritten worden 
ist.
(2)	 Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem die Hundehaltung been
det wird oder in dem der Halter wegzieht. Die Hundehaltung ist beendet, wenn der Hund 
abgeschafft wird, abhandenkommt oder verstirbt.

§ 4 Erhebungszeitraum, Entstehung der Steuerschuld

(1)	 Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben. Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr.
(2)	 Entsteht oder endet die Steuerpflicht im laufe eines Kalenderjahres, so ist die Steuer 
anteilmäßig auf volle Monate zu berechnen.
(3)	 Die Jahressteuerschuld entsteht jeweils zu Beginn des Erhebungszeitraumes am 01.01. 
des jeweiligen Kalenderjahres. Beginnt die Steuerpflicht erst im laufe des Erhebungszeitrau-
mes, entsteht die Steuerschuld mit Beginn des Monats, in dem die Steuerpflicht beginnt (§ 3 
Abs. 1). 

§ 5 Festsetzung und Fälligkeit

(1)	 Die Steuer wird für ein Kalenderjahr oder, wenn die Steuerpflicht erst während des Ka-
lenderjahres beginnt, für den Rest des Kalenderjahres durch Bescheid festgesetzt.
(2)	 Die Steuer wird in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. 
eines jeden Jahres fällig. Es besteht für den Steuerschuldner die Möglichkeit wahlweise den 
Jahresbetrag zum 01.07. eines jeden Jahres zu zahlen.
(3)	 Ansprüche aus dem Abgabeschuldverhältnis können auf Antrag unter bestimmten Vo
raussetzungen gestundet oder erlassen werden.
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§ 6 Steuersatz

(1) Die Steuer beträgt jährlich

• für den ersten Hund 70,00 €
• für den zweiten Hund 90,00 €
• für den dritten und jeden weiteren Hund 120,00 €

(2)	 Hunde, für die Steuerbefreiung nach § 8 gewährt wird, sind bei der Berechnung der An
zahl der Hunde nicht anzusetzen. Hunde, für die Steuerermäßigung nach § 9 gewährt wird, 
gelten als erste Hunde.

§ 7 Allgemeine Voraussetzungen für Steuervergünstigungen

(1)	 Die Gewährung von Steuervergünstigungen (Steuerbefreiungen, Steuerermäßigungen, 
nach den §§ 8 und 9 richtet sich nach den Verhältnissen zu Beginn des Kalenderjahres. In den 
Fällen des § 3 Abs. 1 sind die Verhältnisse bei Beginn der Steuerpflicht maßgeblich.
(2)	 Steuervergünstigungen werden nur gewährt, wenn die Hunde, für welche die Vergünsti
gung in Anspruch genommen werden soll

1.	 für den angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind,
2.	 entsprechend den Erfordernissen des Tierschutzes gehalten werden,
3.	� die in den Fällen des § 9 Nr. 3 und 4 geforderte Prüfung vor dem im Abs. 1 genannten 

Zeitpunkt mit Erfolg abgelegt haben und
4.	� wenn der Halter des Hundes in den letzten fünf Jahren nicht rechtskräftig wegen Tier-

quälerei bestraft ist.
(3)	 Anträge auf Gewährung einer Steuervergünstigung sollen bis zum Ablauf eines Monats 
nach Bekanntgabe des Steuerbescheides gestellt werden.
(4)	 Steuervorteile werden nicht für Kampfhunde bzw. als gefährlich eingestufte Hunde ge
währt.

§ 8 Steuerbefreiungen

Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für:
1.	� Hunde, die ausschließlich dem Schutz und der Hilfe blinder, tauber oder sonst hilfloser 

Personen dienen. Sonst hilflose Personen sind solche Personen, die einen Schwerbehin-
dertenausweis mit dem Merkzeichen „B“, „BL“, „aG“ oder „H“ besitzen,

2.	� Gebrauchshunde in der erforderlichen Anzahl, welche ausschließlich für die Bewa
chung von Herden verwendet werden,

3.	� Jagdgebrauchshunde von Jagdausübungsberechtigten und bestätigten Jagdaufsehern, 
sofern diese Inhaber des Jagdscheines sind, und der Hund ausschließlich zum Zwecke 
der Jagd eingesetzt wird,

4. 	� Hunde, die von ihrem Halter aus einem Tierheim erworben wurden, bis zum Ablauf von 
sechs Monaten nach dem Erwerb oder

5. 	� Hunde, die in Anstalten von Tierschutz- oder ähnlichen Vereinen vorübergehend un
tergebracht sind und nicht auf die Straße gelassen werden.

§ 9 Steuerermäßigung

Die Steuer wird auf Antrag auf 50 v. H. ermäßigt für:

1.	� einen Hund, der der Bewachung von bewohnten Gebäuden dient, die von dem nächsten 
bewohnten Gebäude mehr als 200 m Luftlinie entfernt liegen,

2.	� einen Hund, der der Bewachung von landwirtschaftlichen Anwesen dient, die von den 
nächsten bewohnten Gebäuden mehr als 400 m Luftlinie entfernt liegen,

3.	� Hunde, die die für Melde-, Sanitäts- oder Schutzhunde vorgeschriebene Prüfung vor 
Leistungsprüfern der zuständigen Fachorganisation mit Erfolg abgelegt haben und für 
den Zivilschutz, Katastrophenschutz oder Rettungsdienst zur Verfügung stehen. Die Ab-
legung der Prüfung ist durch Vorlage eines Prüfungszeugnisses nachzuweisen und die 
Verwendung des Hundes in geeigneter Weise glaubhaft zu machen,

4.	� Jagdgebrauchshunde, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt haben und neben per
sönlichen Zwecken auch der Jagd dienen oder

5.	� Hunde die von zugelassenen Unternehmungen des Bewachungsgewerbes oder von 
berufsmäßigen Einzelwächtern neben persönlichen Zwecken auch zur Ausübung des 
Wachdienstes dienen

§ 10 Meldepflicht

(1)	 Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb von 14 Tagen nach Aufnahme 
oder, wenn der Hund ihm durch Geburt von einer von ihm gehaltenen Hündin zugewachsen 
ist, innerhalb von 14 Tagen nach Ablauf des dritten Monats nach der Geburt bei der Gemein-
de schriftlich anzumelden. In den Fällen des § 2 Abs. 3 muss die Anmeldung innerhalb von 
14 Tagen nach dem Tage, an dem der Zeitraum von zwei Monaten überschritten worden ist, 
erfolgen.
(2)	 Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb von 14 Tagen nach Beendigung 
der Hundehaltung bei der Gemeinde abzumelden. Im Falle einer Veräußerung sind bei der 
Abmeldung Name und Wohnung des Erwerbers anzugeben.
(3)	 Entfallen die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung, ist der 
Hundehalter verpflichtet, der Gemeinde dies innerhalb von 14 Tagen nach Eintritt des Grun-
des für den Wegfall der Vergünstigung anzuzeigen.

§ 11 Hundesteuermarken

(1)	 Für jeden angemeldeten Hund, dessen Haltung im Gemeindegebiet angezeigt wurde, 
wird eine Hundesteuermarke, die im Eigentum der Gemeinde verbleibt, ausgegeben.
(2)	 Die Hundesteuermarken bleiben für die Dauer der Haltung des Hundes gültig.
(3)	 Der Hundehalter hat dem/den von ihm gehaltenem/n Hund/en die gültige Steuermarke 
sichtbar anzulegen.
(4)	 Endet die Hundehaltung, so ist die Steuermarke mit der Anzeige über die Beendigung 
der Hundehaltung innerhalb von 14 Tagen an die Gemeinde zurückzugeben.

(5) Bei Verlust einer Hundesteuermarke wird dem Halter eine Ersatzmarke zum Selbstkos-
tenpreis ausgehändigt. Dasselbe gilt für den Ersatz einer unbrauchbar gewordenen Hunde-
steuermarke; die unbrauchbar gewordene Hundesteuermarke ist zurückzugeben. Wird eine 
in Verlust geratene Hundesteuermarke wieder aufgefunden, ist die wiedergefundene Marke 
der Gemeinde gegen Erstattung der für die Ersatzmarke gezahlten Selbstkosten unverzüglich 
zurückzugeben.

§ 12 Ordnungswidrigkeiten

Zuwiderhandlungen gegen die §§ 10 und 11 Abs. 3 und 4 sind Ordnungswidrigkeiten nach § 
16 Abs. 2 KAG-LSA.

§ 13 Übergangsvorschrift

Die im Zeitpunkt des lnkrafttretens dieser Satzung bei der Gemeinde bereits angemeldeten 
Hunde gelten als angemeldet im Sinne des § 10 Abs. 1. 

§ 14 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung 
von Hundesteuern in der Fassung vom 24.11.2016 außer Kraft.

Hansestadt Havelberg, 05.10.2023

Bölt
Bürgermeister			 
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